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Bundesrat streitet
um Überflugsrecht
Absage an Nato-Mitglied Kanada

Kanada wollte Kriegsmaterial
über die Schweiz transportieren.
Verkehrsministerin Sommaruga
war einverstanden,
Verteidigungsministerin Amherd
ebenfalls. Doch dann schaltete
sich das Aussenministerium ein.

FABIAN SCHÄFER, TOBIAS GAFAFER

Der Bundesrat ist auf dem falschen Fuss
erwischt worden. Nach Beginn des rus-
sischen Kriegs gegen die Ukraine be-
nötigte er mehrere Tage, um sich zu sor-
tieren. Nach einiger Verwirrung und
noch mehr Kritik kam ein klarer Ent-
scheid zustande: Die neutrale Schweiz
übernimmt in diesem Konflikt grund-
sätzlich die Sanktionen der EU.

Damit ist aber nicht alles geklärt.Die
Auslegung der Neutralität führt in Bern
weiterhin zu Spannungen. An seiner
Sitzung vom Mittwoch musste sich der
Bundesrat gemäss mehreren gut infor-
mierten Quellen mit einer heiklen An-
frage des Nato-Mitglieds Kanada befas-
sen.Oder besser gesagt:Er hätte sich da-
mit befassen müssen. Denn kurz vorher
hatte das Aussendepartement (EDA)
von Bundespräsident Ignazio Cassis
das Geschäft auf dem «kurzen Dienst-
weg» bereits erledigt, obwohl es in die-
ser Sache nicht federführend ist.

Der Reihe nach: Kanada wollte
Kriegsmaterial von England nach Ita-
lien transportieren. Zu diesem Zweck
hat Ottawa in Bern um eine Bewilligung
für einen Überflug ersucht. Für solche
Anfragen ist das Bundesamt für Zivil-
luftfahrt zuständig. Es entscheidet nicht
im Alleingang, sondern zieht stets die
Luftwaffe sowie die Direktion für Völ-
kerrecht bei. Somit sind drei Departe-
mente und ebenso viele Bundesratsmit-
glieder involviert: die Verkehrsministe-
rin Simonetta Sommaruga, Viola Am-
herd als Verteidigungsministerin und
der Aussenminister Cassis. Die Feder-
führung liegt bei Sommaruga.

Kritik an «Geheimdiplomatie»

Weil die Frage solcher Überflüge nicht
geklärt ist, brachte dieVerkehrsministe-
rin das Geschäft in den Bundesrat. Laut
übereinstimmendenAngaben hat sie be-
antragt, die Bewilligung zu erteilen.Am-
herd soll damit einverstanden gewesen
sein. Andere Departemente hingegen
haben mit Verweis auf die Neutralität
Bedenken angemeldet.

Als der Bundesrat am Mittwoch zu-
sammentrat, war die Luft schon draus-
sen. Das EDA hatte in der Zwischen-
zeit bei der kanadischenBotschaft inter-
veniert und sie gebeten, das umstrittene
Gesuch zurückzuziehen. Die Kanadier
folgten derAufforderung.DemVerneh-
men nach wurde ihnen signalisiert, dass
dieChancen ihresGesuchsohnehinnicht
gut seien. Laut den Quellen erfolgte die
Intervention ohneWissen des Departe-
ments Sommaruga. Entsprechend gross
soll derUnmut sein.Manhört,auchGeg-
ner des Gesuchs seien befremdet über
die «Geheimdiplomatie» desEDA.Des-
senAbsichtwar offenkundig,das schwie-

rigeGeschäft unauffällig aus demWegzu
räumen – imWissen, dass ein Entscheid
in dieser Sache im In- undAuslandKon-
troversen auslösen könnte.

Der Bundesrat hat sich bereits am
11.März mit Überflügen imKontext der
Ukraine-Krise befasst. Damals fällte er
zwei Grundsatzentscheide: Keinesfalls
dürfen Armeeflugzeuge der Konflikt-
parteien den Schweizer Luftraum zu
militärischen Zwecken benutzen. Das-
selbe gilt auch für alle anderen Staa-
ten, falls der Überflug der militärischen
Unterstützung einer Konfliktpartei
dient. Gemeint sind damit namentlich
Lieferungen vonWaffen oder Munition.
Ausnahmen sind aus humanitären oder
medizinischen Gründen möglich. Eine
Frage blieb damit offen:Was gilt bei Lie-
ferungen von einem Nato-Staat in den
anderen? Schliesslich ist die Nato keine

Konfliktpartei. Der Bundesrat wollte
dies nicht generell festlegen. Er hielt
lediglich fest,Gesuche von «erheblicher
politischer Tragweite» müssten immer
demGesamtgremium vorgelegt werden.

Umweg fliegen statt warten

Das Vorgehen des EDA hat nun aber
dazu geführt, dass die politische Güter-
abwägung im vorliegenden Fall obso-
let wurde. In den letztenWochen sollen
schon andere Gesuche zurückgezogen
worden sein. Offenbar nehmen Nato-
Staaten lieber Umwege in Kauf, als den
Ausgang der neutralitätspolitischen Dis-
kussionen in Bern abzuwarten.

Die für die Schweiz ungemütlichen
Fragen aber bleiben damit offen. Sollte
das Land nicht ein ureigenes Interesse
daran haben, dass die Nato ihr Verteidi-
gungsdispositiv möglichst effizient auf-
rechterhalten kann? Die Befürworter
argumentieren auch mit der europäi-
schen Solidarität angesichts der russi-
schen Aggression. Zu hören ist zudem
der Hinweis, das Verbot der Überflüge
sei scheinheilig, weil es hier um Län-
der gehe, in welche die Schweiz Waffen
exportiere. Die Gegenseite argumen-
tiert, bei Exporten gebe es Kontrollen,
um zu vermeiden, dass dieWaffen in an-
dere Hände gerieten. Wenn jedoch ein
Nato-Land heuteWaffen beispielsweise
nach Polen liefere, sei es möglich, dass
diese in der Ukraine landeten. Deshalb
gebiete die Neutralität, solche Über-
flüge zu untersagen.

Das Thema bleibt schwierig. Auch
der gegenwärtige Fall ist mit dem Rück-
zug des Gesuchs nicht erledigt. Laut in-
formierten Quellen wollen die Kana-
dier nun offiziell wissen, was denn jetzt
eigentlich die Haltung der Schweiz sei.

Auch die letzten Masken fallen
Nach zwei Jahren Pandemie kehrt die Schweiz am Freitag zur normalen Lage zurück

bin. Bern · Wieangekündigt,hatderBun-
desrat amMittwochbeschlossen,auchdie
letzten Massnahmen gegen das Corona-
virus aufzuheben.Ab Freitag entfällt die
Isolationspflicht für positiv getestete Per-
sonen. Und die Maske muss weder im
öffentlichen Verkehr noch in den Ge-
sundheitseinrichtungengetragenwerden.
DamitkehrtdieSchweiznachzwei Jahren
Pandemie zurück zurnormalenLage.Der
Freitag hätte das Potenzial, zum Feiertag
ausgerufen zu werden. Aber die ange-
kündigte Normalität hat in den Köpfen
und im Verhalten der breiten Bevölke-

rung längst Einzug gehalten.Die Zertifi-
katspflicht,dieumstrittensteMassnahme,
wurde bereitsMitte Februar aufgehoben.
Und ohnehin: Seit dem Einmarsch von
russischen Truppen in der Ukraine hat
sich der öffentliche und mediale Fokus
augenfällig verschoben.

Auch der zuständige Gesundheits-
minister Alain Berset macht den Ein-
druck,mit der Pandemie weitgehend ab-
geschlossen zu haben.Nach zwei Jahren
Krisenmanagement sei er froh, sich nun
wieder mit dem politischen Alltag zu
beschäftigen, etwa mit der Reform der

beruflichen Vorsorge. Gleichzeitig be-
deutet die normale Lage, dass nun wie-
der die Kantone in der Verantwortung
stehen. Der Bundesrat hat hierfür ein
Grundlagenpapier in die Konsultation
geschickt. Laut diesem müssen die Kan-
tone die Strukturen etwa fürs Impfen,
Testen oder fürs Contact-Tracing bereit-
halten. Auch der Bundesrat geht davon
aus, dass die Fallzahlen im Herbst wie-
der steigen könnten. Bis dahin müssten
die Kantone bereit sein, sagte Berset.
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Die Mönche, die als
Freunde Putins gelten

DasKloster Potschajiw ist eines der wichtigstenHeiligtümer derUkraine.An den Pro-
zessionenzuhohenFeiertagennehmen jeweilsTausendeMenschen teil.DochdasKlos-
ter ist dem Moskauer Patriarchat unterstellt, das sich hinter den Angriffskrieg Russ-
lands gegen die Ukraine gestellt hat. Diakon Georgi (rechts) und die 250 Mönche im
Kloster geraten daher zunehmend zwischen die Fronten. International, Seite 4, 5
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Das Kloster
von Potschajiw
gerät zwischen
die Fronten
Für die prorussische Orthodoxe Kirche
in der Ukraine wird der Krieg zur Zerreissprobe,
zumal der Patriarch in Moskau das gewaltsame
Vorgehen Putins rechtfertigt.

IVO MIJNSSEN (TEXT), DOMINIC NAHR
(BILDER), POTSCHAJIW

Wenn in der Westukraine der Name
Potschajiw fällt, zuckt das Gegenüber
zusammen. «Zu den Russen wollen
Sie?», fragt der Soldat an der Strassen-
sperre misstrauisch und unterziehtAuto
wie Presseausweise einer genauen Prü-
fung. «Passen Sie nur auf.» Nach einer
Inspektion des Kofferraums lässt er uns
passieren, in Richtung der goldenen
Zwiebeltürme, die in der Morgensonne
glitzern. Das prächtige orthodoxe Klos-
ter thront auf einem Hügel des Städt-
chens Potschajiw, seit Jahrhunderten
eine Bastion des «wahren» Glaubens in
einer politisch oft unwirtlichen Region.

Am Eingangstor wartet Diakon
Georgi vor einem riesigen Bild der Got-
tesmutter. «Sie hat viele Wunder voll-
bracht», erzählt der 40-Jährige und führt
uns in die Mariä-Entschlafens-Kathe-
drale. Georgi zeigt auf die laut Legende
1240 entdeckte Heilwasserquelle und
dieKrücken derer,die dank derMarien-
Ikone wieder hätten gehen können. Die
Gottesmutter habe das Kloster immer
vor Kriegen bewahrt: 1675 habe sie die
Pfeile der Türken gegen die Belagerer
gewandt,und imZweitenWeltkrieghabe
sie die deutschen Bomben ausserhalb
des Heiligtums niedergehen lassen. «Sie
wird uns auch heute retten.»

«Zentrum der Moskaufreunde»

Georgi und die 250 Mönche im Klos-
ter wissen, dass RusslandsAngriffskrieg
ihre Position noch prekärer hat werden
lassen, als sie ohnehin schon war: «Zen-
trum der Moskaufreunde» nannte eine
russische Zeitung die Anlage vor vier
Jahren.Als eine von drei «Lawras» trägt
sie den höchsten Ehrentitel innerhalb

der Ukrainisch-Orthodoxen Kirche, die
dem Moskauer Patriarchat unterstellt
ist. Diese gilt als prorussisch und wei-
gert sich, dieAutorität der 2019 gegrün-
deten nationalen orthodoxen Kirche an-
zuerkennen (siehe Zusatz).

Die Moskautreue der religiösen En-
klave sorgt dafür, dass sie zunehmend
zwischen die Fronten gerät: Die Not-
wendigkeit,die angeblich geschundenen
«Rechte der Gläubigen» zu schützen,
war Ende Februar eine zentrale Recht-
fertigung Putins für den Einmarsch.
Patriarch Kirill, das Oberhaupt der Rus-
sischen Orthodoxen Kirche, hat sich be-
reitwillig in den Angriffskrieg einspan-
nen lassen. Er sieht die «Heilige Rus»,
deren politische und religiöseWiege im
10. Jahrhundert in Kiew lag, als einheit-
lichen Raum mit einem einzigen gross-
russischen Volk, das unter Moskauer
Führung wiedervereinigt werden müsse.
Alle Gegner dieses Projekts sind für ihn
«Kräfte des Bösen», die auch militärisch
bekämpft werden müssten.

Die Ukrainisch-Orthodoxe Kirche
Moskauer Patriarchats erlebte die «Be-
freiung» allerdings als Schock. Ihr geist-
liches, Kirill unterstelltes, Oberhaupt
MetropolitOnufri bezeichnetePutin be-
reits am ersten Tag als «Angreifer» und
rief ihn dazu auf, den «Bruderkrieg»
sofort zu beenden.«Krieg ist Irrsinn und
eine grosse Sünde», sagt auch der Pries-
termönchGawril.Drei Stunden lang hat
er soeben auf seinem erhöhten Beicht-
stuhl in der Kathedrale von Potschajiw
den Problemen und Sünden der Gläu-
bigen gelauscht, umgeben von barocken
Prunkgemälden, Ikonen und Christus-
figuren.Auf einemTisch stehenBrot und
Äpfel zur Erinnerung an die Verstorbe-
nen. «Wie können uns die Russen be-
freien, wenn sie uns umbringen?», fragt
Gawril. In milderen Worten bat auch

derAbt von Potschajiw den Patriarchen
Kirill, das Blutvergiessen zu beenden.

Seither bleibt die Lawra still. «Wir
können nur beten und jenen helfen, die
unter demKrieg leiden», erklärt Gawril.
Stolz führt er uns durch die Zimmer für
die 500 Flüchtlinge, die im Hotel des
Klosters eine komfortable Unterkunft
gefunden haben. Die Frauen aus dem
Osten der Ukraine danken dem Pries-
termönch unterwürfig für das Essen und
das warme Bett,Novizen küssen ihm als
Zeichen der Ehrerbietung die Hand.

Beten für Russland

Die absolute kirchliche Autorität, die
sich in den Klostermauern erhalten
hat, macht Potschajiw zu einer orthodo-
xen Parallelwelt, die sich vom Rest der
Westukraine isoliert, ein Mikrokosmos,
geprägt durch Wunderglauben und ein
erzkonservatives Gesellschaftsbild. Bei
anderenReligionsgemeinschaften stösst
die Lawra auf Misstrauen: «Das ist der
westlichste Aussenposten nicht nur der
RussischenOrthodoxenKirche,sondern
auch von Putins Propaganda», meint
Bohdan Prach, der Rektor der Katholi-
schen Universität, die in einem Campus
imZentrumvonLwiw untergebracht ist.

Der 61-Jährige ist ein Vertreter
der Griechisch-Katholischen Kirche.
Sie steht der ukrainischen National-
bewegung nahe und hat imWesten ihre
Hochburgen. Mit Potschajiw verbindet
sie eine schwierige Geschichte, da das
Kloster im Zuge der russisch-polnischen
Kriege zwischenOrthodoxie undKatho-
lizismus wechselte, bevor es 1833 unter
Moskauer Kontrolle zur Lawra wurde.

Prach geht es jedoch um die jüngste
Vergangenheit: «Wir kennen die Positio-
nen und Worte der Mönche», sagt der
Intellektuelle. «Sie waren von Hass und

Vorposten Putins oder Bastion des wahren Glaubens in der Ukraine? Am Kloster von Potschajiw, das etwa 140 Kilometer von Lwiw entfernt liegt, scheiden sich die Geister.
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Geringschätzung für den ukrainischen
Staat geprägt.» Erstaunen könne dies
nicht: «Die Orthodoxe KircheMoskauer
Patriarchats ist deckungsgleich mit der
Russischen Orthodoxen Kirche.» Die
vorsichtige Distanzierung nach der In-
vasion reiche nicht, umGlaubwürdigkeit
zurückzugewinnen. «Die einzige Option
ist ein kompletter Bruch mit Moskau.»

Zu diesem sind die Mönche weder
bereit noch fähig.An den Kreuzprozes-
sionen desKlosters zu hohen Feiertagen
nahmen in den letzten Jahren Führungs-
figuren der abtrünnigen «Volksrepubli-
ken» im Donbass teil. An Ständen wur-
den religiöse Flaggen verkauft, unter
denen prorussische Einheiten gegen
die ukrainischeArmee kämpfen. In Ge-
sangsbüchern der Lawra finden sich zu-
dem Gebete für den russischen Staat.

Die Einheit der «Heiligen Rus» ge-
hört zur Gedankenwelt von Potschajiw.
Innenpolitisch verbündete sich auch die
Lawramit denprorussischenKräften,die
seit derKrim-AnnexionunddenAggres-
sionendesKremls imDonbass allerdings
radikal an Einfluss verloren haben. Als
Gönner des Klosters trat der ehemalige
Präsident Wiktor Janukowitsch auf, der
nach seinemSturz als Folge derMaidan-
Proteste 2014 nach Russland floh.

Die prächtige Klosteranlage zeugt
von den erheblichen Mitteln, die dafür
aufgewendet wurden. Die Malereien
erstrahlen in leuchtenden Farben, die
Ikonostase in Gold. Bemerkenswert ist
auch der Zustand der Infrastruktur: In
der topmodernen Grossküche bereiten
Angestellte täglich tausend Mahlzeiten
für Mönche, Angestellte und Flücht-

linge zu. Es gibt Borschtsch und Salat,
ukrainische Teigtaschen und Klösschen
aus Buchweizen. Der Küche stünden
auch Fleisch und Milch von 60 Kühen
aus der klostereigenen Landwirtschaft
zur freienVerfügung.Doch während der
Fastenzeit isst man vegan.

Dass das Kloster manche Felder kos-
tenlos verwenden kann, sorgt im Städt-
chen Potschajiw und in der umliegen-
den Region Ternopil aber regelmässig
für Kontroversen. Die Nutzungsrechte
übertrug im Jahr 2003 der damalige
Ministerpräsident Janukowitsch an die
Ukrainisch-Orthodoxe Kirche Mos-
kauer Patriarchats – fast bedingungslos
und auf Jahrzehnte.Versuche der Politik,
diese Privilegien zu beschneiden, schei-
terten bisher ebenso wie ein Plan der
Regierung, das Kloster der orthodoxen
Kirche der Ukraine zu übertragen.

Die russlandfreundliche Kirche
klagte immer wieder erfolgreich gegen
Enteignungen.Dass der rechtsstaatliche
Schutz in der Ukraine – im Gegensatz
zum benachbarten Russland – auch für
wenig «patriotisch» gesinnte Institutio-
nen gilt, spricht klar gegen die von Putin
und Kirill behauptete pauschale Unter-
drückung der Kirche.

Forderung nach Enteignung

Gawril nimmt eine widersprüchliche
Position ein, wenn er über die Lage des
Klosters in der politischen Landschaft
spricht. Er wolle dazu wenig sagen, um
die Stimmung nicht weiter aufzuhei-
zen, meint er, und differenziert zugleich
kaum,wennerKritiker undGegner pau-
schal als «radikale Kräfte» bezeichnet.
Die «Hilfe» aus Russland in Form der
Invasion lehnt der 55-Jährige dennoch
klar ab.«Wir habenPutinnicht darumge-
beten, uns zu verteidigen», stellt er klar.
«Wir haben ihn nicht eingeladen.»

Den Patriarchen verteidigt er trotz-
dem: Kirill sei falsch über die Situation
informiert, glaubt Gawril – oder gibt es
zumindest vor zu glauben.Fünfzehn Bis-
tümer seiner Kirche haben ihren Pries-
tern hingegen empfohlen, in denMessen
nicht mehr für Kirill zu beten.Der Patri-
arch seinerseits kritisiert die Untreue
jener Glaubensbrüder in der Ukraine,
die sich politischem Druck beugten.

Mit ihrem Lavieren droht die Lawra
von Potschajiw beide Seiten zu ver-
graulen: Kirill interpretiert das beredte
Schweigen als Feigheit, während es der
katholische Theologe Bohdan Prach als
stillschweigende Duldung der Invasion
versteht. «Für mich sind diese Mönche
nichts als Kollaborateure», stellt er klar.
«Sie müssen das Kloster an die ortho-
doxe Kirche der Ukraine übergeben.»
Die demokratischen und rechtlichen
Hürden, die solchen Initiativen bis an-
hin imWeg standen, könnten bei einem
anhaltenden Kriegszustand wegfallen.

Einstweilen geht dasLeben inderEn-
klave des Moskauer Patriarchats weiter,
auch wenn die Nervosität steigt. An-
fang März kam es aufgrund von anony-
men Warnungen über Waffen im Klos-
ter zu einer ergebnislosenDurchsuchung
durchdiePolizei.Sie rief die «Hitzköpfe»
dazu auf, ruhig zu bleiben. Die Gegen-
wart, dies gesteht Gawril ein,mache ihm
Sorgen, «und die Zukunft wird so sein,
wie Gott das will». Trost findet er in der
Vergangenheit: Dass das Kloster trotz
allen politischenVerwerfungen der letz-
ten zwei Jahrhunderte stets offen blieb,
sieht er als das grössteWunder von allen.

Mitarbeit: Daria Badior
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Moskau errichtet
ein Terrorregime
Verstösse gegen Völkerrecht in den besetzten Gebieten

ULRICH VON SCHWERIN

Die Russen kamen am frühen Morgen,
umstellten das Haus und drangen dann
in die Wohnung von Oleksandr Kniga
ein. Mit vorgehaltener Waffe wurde
der Direktor des Theaters von Cherson
zum Auto gebracht und mit verbunde-
nenAugen zumVerhör in ein Behörden-
gebäude gefahren. Russische Geheim-
dienstoffiziere hätten ihn zu den Pro-
testen gegen die Besatzung befragt, die
es seit Wochen in der okkupierten süd-
ukrainischen Stadt gegeben habe, be-
richtete Kniga später lokalen Medien.
Sie glaubten offenbar, dass er zu den
Organisatoren gehört.

Der Theaterdirektor, der auch Vor-
sitzender einer lokalen Partei und Mit-
glied des Regionalrats ist, hatte Glück
und wurde noch am Tag seiner Ver-
schleppung vergangeneWoche freigelas-
sen.Andere hat es härter getroffen:Von
Dutzenden ukrainischen Bürgermeis-
tern, Journalistinnen, Priestern undVer-
treterinnen der Zivilgesellschaft in den
besetzten Gebieten fehlt jede Spur. Es
wird angenommen, dass sie in der Ge-
walt des russischen Geheimdiensts sind.

Die Regierung in Kiew wirft den
Russen vor, ein Terrorregime in den er-
oberten Gebieten zu errichten. Nach
der Entführung des Bürgermeisters

von Melitopol Mitte März sprach der
ukrainische PräsidentWolodimir Selen-
ski von einem Verstoss gegen die Gen-
fer Konventionen, die es verbieten, im
Krieg zivile Geiseln zu nehmen. Der
Bürgermeister Iwan Federow hatte sich
geweigert, nach der Einnahme vonMeli-
topol mit den Besatzern zu kooperieren.

Die USA hatten schon im Februar
davor gewarnt, dass Moskau eine «kill
list» mit gesuchten Personen vorbereitet
habe. Die ukrainischeAktivistengruppe
Euromaidan SOS veröffentlichte am
Samstag die Namen von 36 Personen,
die von den Russen verschleppt worden
seien. Vermutlich gibt es noch deutlich
mehr Fälle. Die Gruppe erinnert daran,
dass auch in den «Volksrepubliken» im
Donbass seit 2014 Gegner der prorussi-
schen Separatisten bedroht, entführt
und ermordet worden seien, um denWi-
derstand der Bevölkerung zu brechen.

Gezielte Einschüchterung

Anders als auf der Krim im Februar
2014 sind ukrainische Lokalpolitiker
dieses Mal kaum zur Zusammenarbeit
bereit,wie der ukrainischeAnalyst Mat-
tia Nelles bemerkt. Damals hatten auf
der ukrainischenHalbinsel vieleBürger-
meister rasch eingewilligt,mit den russi-
schenBesatzern zukooperieren.Auch in
anderenGebieten imOstenderUkraine
sympathisierten viele gewählte Politiker
und Vertreter der Behörden mit Russ-
land oder verhielten sich abwartend.

Heute dagegen stossen die russischen
Truppen praktisch überall auf Ableh-
nung. In besetzten Städten wie Cherson
und Melitopol gab es über Tage Pro-
teste von Bürgern gegen die Besetzung.
Erst der Einsatz von Tränengas, Schlag-
stöckenoder scharferMunitionbeendete
die Demonstrationen. Mit der Entfüh-
rung von Bürgermeistern und anderen
Persönlichkeiten hoffen die Russen of-
fenbar, die Bevölkerung einzuschüch-
tern und denWiderstand zu brechen.

Die Russen versuchen in besetzten
Städten, ukrainische Lokalpolitiker als
neue Bürgermeister einzusetzen, doch

stossen diese meist auf Ablehnung.Vie-
lerorts scheint Gesetzlosigkeit zu herr-
schen. So gibt es Berichte über die Plün-
derung von Geschäften durch russische
Soldaten. Auch gibt es Vorwürfe, diese
würden ukrainische Frauen vergewalti-
gen. Eine ukrainische Abgeordnete be-
richtete von einem Fall nahe Kiew, bei
dem die Soldaten erst einen Mann er-
schossen und dann seine Frau vor den
Augen ihres Kindes vergewaltigt hätten.

Tausende Zivilisten deportiert

Für Aufsehen sorgen auch Berichte, die
russische Armee habe Zehntausende
von Zivilisten aus umkämpften Städten
wie Mariupol nach Russland deportiert.
Die ukrainische Regierung warf Moskau
vergangene Woche vor, 6000 Personen
aus der belagerten Hafenstadt in «Filtra-
tionslager» verschleppt zu haben, um sie
als Geiseln zu benutzen. Zugleich wür-
den die Russen humanitäre Konvois blo-
ckieren oder beschiessen, um zu verhin-
dern, dass die Zivilisten aus der Stadt in
ukrainisch kontrollierte Gebiete flöhen.

Nach Darstellung Kiews werden
die Zivilisten zunächst in die südrussi-
sche Stadt Taganrog gebracht, bevor
sie auf entferntere Orte verteilt und
zur Zwangsarbeit gezwungen werden.
So berichtete eine ukrainische Auto-
rin, wie sie mit ihrer Familie aus einem
Luftschutzkeller inMariupol geholt und
nach Taganrog deportiert wurde.

Die Verschleppung von Zivilisten in
fremdes Gebiet ist ein Verstoss gegen
das Völkerrecht. Ob alle Deportatio-
nen unter Zwang erfolgten, ist aber un-
klar. Es ist auch denkbar, dass sich Zivi-
listen in von Russland besetzten Vier-
teln Mariupols dafür entschieden, die
zerbombte Stadt, die seit Wochen ohne
Strom,Trinkwasser und frische Nahrung
ist, in Richtung Russland zu verlassen.
Wer um sein Leben fürchten muss, kann
nicht wählerisch sein.

Das Internationale Komitee vom
Roten Kreuz (IKRK) wies derweil Be-
richte zurück, wonach es sich an den
Deportationen nach Russland betei-
ligt.Der IKRK-Generaldirektor Robert
Mardini sprach von einer gezieltenKam-
pagne zur Diskreditierung seiner Orga-
nisation in der Ukraine und in Russ-
land.Mardini betonte, das IKRK werde
sich niemals an einer Operation beteili-
gen, die Zivilisten zu etwas zwinge. Das
IKRK wies auch Behauptungen zurück,
es wolle im südrussischen Rostow am
Don ein Flüchtlingszentrum aufbauen.

Schüsse in die Beine

Auch auf ukrainischer Seite gab es
allerdings Hinweise auf Kriegsverbre-
chen. So tauchte am Sonntag ein Video
in den sozialen Netzwerken auf, das die
brutale Misshandlung gefangener Rus-
sen durch ukrainische Soldaten zu zei-
gen scheint. Zwar wurden sogleich Vor-
würfe laut, die Russen hätten das Video
selbst fabriziert, um die Ukrainer anzu-
schwärzen. Doch gab es keinen Beleg
dafür, dass die Szene gestellt ist.

Die NZZ hat das Video verifiziert
und ist zum Schluss gelangt, dass es
wahrscheinlich am Freitag oder Samstag
auf demGelände einerMolkerei unweit
von Charkiw im Osten der Ukraine auf-
genommen wurde.Es zeigt,wie mehrere
am Boden liegende und verletzte russi-
sche Soldaten befragt und geschlagen
werden. Sodann ist zu sehen,wie drei ge-
fesselte Russen aus einemKleinbus stei-
gen und die Ukrainer ihnen nacheinan-
der in die Beine schiessen.

Ein Berater von Präsident Selen-
ski kündigte an, Ermittlungen einzu-
leiten. Er erinnerte die eigenen Solda-
ten daran, dass jede Misshandlung von
Gefangenen ein Kriegsverbrechen sei.
Schon früher hatte es Kritik am Um-
gang der Ukraine mit Gefangenen ge-
geben.Auch publiziert die Regierung im
Internet Fotos gefangener oder getöte-
ter Soldaten. Sie will damit die russische
Öffentlichkeit aufrütteln und Moskaus
Propaganda unterlaufen. Ein Verstoss
gegen das Völkerrecht ist es trotzdem.

Mitarbeit: Forrest Rogers

Mit der Entführung
von Bürgermeistern
und anderen
Persönlichkeiten hoffen
die Russen offenbar,
den Widerstand
zu brechen.

Rund 500 Flüchtlinge haben im Hotel des Klosters Zuflucht gefunden.

Der Kirchenstreit der ukrainischen Orthodoxen
mij. · Zwei Drittel der Ukrainerinnen
undUkrainer bekennen sich zum ortho-
doxen Glauben. Doch die Kirchen sind
zerstritten: Die meisten Gläubigen ge-
hören der nationalen Orthodoxen Kir-
che der Ukraine an, darauf folgt eine
grosse Gruppe, die ihre Orthodoxie mit
keiner Richtung verbindet. Weniger als
zwanzig Prozent sindAnhänger der pro-
russischen Ukrainisch-Orthodoxen Kir-
che Moskauer Patriarchats.

DenKerndesKirchenstreitsbildetdie
Frageder religiösenVorherrschaft.Diese
war imGebiet der heutigenUkraine auf-
grund des Wettstreits der Grossmächte
undder orthodoxenZentrenKiew,Mos-
kau und Konstantinopel über Jahrhun-
derte umstritten und politisiert. Seit
dem Ende der Sowjetunion wehren sich
ukrainische Kirchen gegen Russlands

Kontrollanspruch, der durch dieAllianz
zwischen Patriarch und Kreml eine geo-
politische Komponente hat.

Den Höhepunkt erreichte der Kon-
flikt 2018, als Petro Poroschenko seine
Präsidentschaftskampagne unter den
Slogan «Armee, Sprache und Glauben»
stellte, wie die Theologin Regina Els-
ner erklärt. «Das Ergebnis war die An-
erkennung der orthodoxen Kirche der
Ukraine durch den Patriarchen in Kon-
stantinopel, dem Primus inter Pares.»

WährendPoroschenko zusammenmit
dem neuen Metropoliten am 6. Januar
2019 nach Istanbul fuhr, um den Erlass
zur Gründung der Kirche entgegenzu-
nehmen,verurteiltenKirill unddasMos-
kauer Patriarchat das Vorgehen als eine
von Nationalisten herbeigeführte Kir-
chenspaltung. Die meisten Ukrainer er-

achten die Gründung einer nationalen
orthodoxen Kirche jedoch als notwen-
dig für die Stärkung der eigenen Iden-
tität und die Zurückbindung des russi-
schen Einflusses.

Mehr als 600 Gemeinden des Mos-
kauer Patriarchats sind inzwischen zur
nationalen Kirche übergetreten, nicht
immer rechtskräftig – 50 alleine seit
Kriegsbeginn. Elsner mutet sich noch
kein Urteil zu, ob dieAbwanderung zur
Massenbewegung wird. Es habe sich
grosses Misstrauen zwischen den Kir-
chen angesammelt. «Viele zögern des-
halb.» Umfragen vonMitte März zeigen
aber, dass fast zwei Drittel der Ukrai-
ner die prorussische Kirche inzwischen
ablehnen. Selbst unter deren Gläubigen
spricht sichmehr als dieHälfte für einen
kompletten Bruch mit Moskau aus.
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